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Inhaltliche Änderungen gegenüber der bislang rechtskräftigen Planfassung sind im Text 
rot markiert. Entfallende Regelungen sind rot markiert und durchgestrichen.  
In Ergänzung der Planzeichnung wird folgendes festgesetzt: 

A. BAUPLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN GEMÄß § 9 BAUGB I.V.M. §§ 1 - 23 BAUNVO 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 1 ff BauNVO) 

1.1. SO1 Camping und SO2 Camping SO = Sondergebiet, das der Erholung dient mit 
der Zweckbestimmung "Campingplatz für Dauercamping" (§ 10 BauNVO) 

Das Sondergebiet dient dem ortsfesten Aufstellen und Bewohnen von Campingmobilen 
und Camping-Chalets (Dauercamping). Zulässig sind darüber hinaus sportliche und 
spielerische Einrichtungen sowie innerhalb der ausgewiesenen überbaubaren Grund-
stücksflächen auch Gebäude für Sanitäreinrichtungen, sonstige Infrastrukturgebäude 
und zentrale Einrichtungen des Campingplatzes, Schank- und Speisegaststätte mit Au-
ßenterrasse, Verwaltungsgebäude, Maschinen- und Geräteschuppen und Wohnungen 
für Betriebsleiter, Aufsichts- und Bereitschaftspersonal. 
Weiterhin zulässig ist die Anlage der zur Erschließung der einzelnen Campingparzellen 
erforderlichen Wege. 
Dauerhaftes Wohnen ist ausgeschlossen. 

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

Regelungen innerhalb der überbaubaren Flächen 
Die Festsetzung des Maßes der baulichen Nutzung erfolgt über die Festsetzung einer 
maximalen Grundfläche (§ 16 und § 19 BauNVO) und der maximalen Anzahl der Voll-
geschosse (§ 16 und § 20 BauNVO). 
Die maximal zulässige Grundfläche entspricht dem Flächeninhalt der jeweiligen über-
baubaren Fläche.  
Zulässig ist die Errichtung von je einem Vollgeschoss.  

3. Flächen für Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB) 
Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 
BauGB) 

Nebenanlagen, die der Versorgung der Sondergebiete und der Grünfläche Camping-
platz mit Elektrizität, Gas, Wärme und Wasser sowie zur Ableitung von Abwasser dienen, 
können als Ausnahme zugelassen werden, auch soweit für sie keine besonderen Flä-
chen ausgewiesen sind. Dies gilt auch für fernmeldetechnische Nebenanlagen sowie für 
Anlagen für erneuerbare Energien.  

4. Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB) 

Private Grünflächen mit der Zweckbestimmung „Campingplatz“ 
Die Grünflächen dienen ausschließlich dem nicht ortsfesten Aufstellen und Bewohnen 
von Wohnwagen, Campingmobilen und Zelten (Durchgangscamping). Die Nutzung ist 
auf Tages- und Kurzzeitcamping zu beschränken. Zulässig sind Standplätze für Zelte, 
Wohnwagen und Campingmobile, sportliche und spielerische Einrichtungen, Sanitärein-
richtungen, Anlagen zur Versorgung der Sondergebiete sowie die Anlage der zur Er-
schließung der einzelnen Campingparzellen erforderlichen Wege. 
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5. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

5.1. M1: Sicherung und Erhalt des Grabens und seiner Gehölzstrukturen 

Die mit M1 gekennzeichneten Flächen sind der freien Sukzession zu überlassen. Pfle-
gemaßnahmen im Rahmen der Verkehrssicherungspflicht sowie für Maßnahmen zur 
Gewährleistung eines störungsfreien Wasserabflusses sind nur innerhalb der Vegetati-
onsruhe in den Monaten Oktober bis Februar zulässig. Der gekennzeichnete Bereich ist 
von jeglichen baulichen Anlagen und sonstigen Nutzungen auszuschließen. Abgrabun-
gen und Aufschüttungen sind nicht zulässig. Der Bereich darf nicht für Ablagerungen 
jeglicher Art (auch Grünschnitt) genutzt werden. 

5.2. M2: Sicherung und Erhalt der Wasserflächen und ihrer Uferbereiche 

Die mit M2 gekennzeichneten Flächen sind der freien Sukzession zu überlassen. Pfle-
gemaßnahmen im Rahmen der Verkehrssicherungspflicht sowie für Maßnahmen zum 
Entgegenwirken der Verlandung des Teichs sind nur innerhalb der Vegetationsruhe in 
den Monaten Oktober bis Februar zulässig. Der gekennzeichnete Bereich ist von jegli-
chen baulichen Anlagen und sonstigen Nutzungen auszuschließen. 

5.3. M3 Pflanzung einer Baumreihe mit 10 Obstbäumen 

Auf den mit M3 gekennzeichneten Standorten sind 10 Obstbäume in Reihe entlang dem 
Erschließungsweg mit einem Abstand von 12 m zueinander als Hochstamm zu pflanzen 
und dauerhaft zu erhalten. Die Bäume sind mit einer Pflanzqualität Stammumfang 10-12 
cm, mit Ballen zu pflanzen und gegen Wildverbiss dauerhaft zu schützen. Zu pflanzen 
sind Apfelbäume einer regional typischen Sorte. 

5.4. M5: Pflanzung einer Sichtschutzhecke 

Auf der mit M5 gekennzeichneten Fläche ist auf 3 m Breite eine 2-reihige Hecke mit 
Laubgehölzen (Hainbuche, Liguster, Hartriegel, Pflanzqualität Strauch verpflanzt, Höhe 
125-150 cm, ohne Ballen) anzupflanzen und dauerhaft zu erhalten. Abgängige Gehölze 
sind gleichartig zu ersetzen. Bestehende Laubgehölze sind zu integrieren. Vorhandene 
Koniferen sind zu entfernen. 

6. Erhalt von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25b 
BauGB) 

6.1. M4: Erhalt der Gehölzstrukturen (ohne Planeintrag) 

Laubbäume im Geltungsbereich mit einem Stammdurchmesser von 25 cm und größer 
sind zu erhalten. Pflegemaßnahmen im Rahmen der Verkehrssicherungspflicht sind in-
nerhalb der Vegetationsruhe (Oktober bis Februar) zulässig.  
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B. GESTALTERISCHE VORSCHRIFTEN GEMÄß CAMPINGPLATZVERORDNUNG VOM __.__.20__ 
(GEM § 9 ABS. 6 BAUGB) 

Es gelten Vorschriften zur Gestaltung der Campingplatzparzellen (nicht überbaubare 
Grundstücksflächen) sowie der überbaubaren Flächen gemäß Campingplatzverordnung 
vom __.__.20__.  

1. Gestaltung der Campingparzellen 

 Im Sondergebiet SO ist je Campingparzelle die Errichtung von ortsfesten Camping-
mobilen und Camping-Chalets auf eine Grundfläche von max. 55 m² zulässig. Dazu 
zählen ebenso Anbauten aller Art, die baulich mit den Campingmobilen und Cam-
ping-Chalets verbunden sind (z.B. Vorzelte, überdachte Terrassen, Versorgungs-
anbauten für Heizung, etc.). 

 Ergänzend wird bestimmt, dass die zulässige Grundfläche der Campingparzelle 
durch ergänzende Anlagen wie Stellplätze, Nebenanlagen im Sinne des § 14 
BauNVO, Terrassen, Gartenschuppen (bis jeweils max. 3 m x 2,5 m), Brennholz-
lager (bis jeweils max. 3 m³), sowie weiteren der Campingmobile und Camping-
Chalets dienenden Anlagen (Aufstell-Pool, befestigte Wege aller Art, Balkonkraft-
werke, etc.) bis zu max. 25 m² in Summe überschritten werden darf. 

 Garagen gemäß § 19 Abs. 4 S. 1 Nr. 1 BauNVO sind unzulässig. 
 Die Campingparzellen müssen eine Mindestgröße von 200 m² aufweisen.  
 Campingparzellen, die größer als 200 m² sind, dürfen je überschreitenden Quad-

ratmeter um weitere 20% je Quadratmeter überbaut werden. Die maximal bebau-
bare Grundfläche je Campingparzelle darf in Summe 100 m² nicht überschreiten. 
Dabei dürfen ortsfeste Campingmobile und Camping-Chalets inkl. Anbauten aller 
Art, die baulich mit den Campingmobilen und Camping-Chalets verbunden sind 
(z.B. Vorzelte, überdachte Terrassen, Versorgungsanbauten für Heizung, etc.) eine 
maximale Grundfläche von 70 m² in Summe nicht überschreiten.  

 Ausnahmsweise zulässig ist eine Unterschreitung der Mindestgröße bei Be-
standsparzellen. Dabei ist die Errichtung von ortsfesten Campingmobilen und 
Camping-Chalets sowie die ergänzenden Anlagen auf prozentual maximal 40 % in 
Summe je Campingplatzparzelle zu beschränken.  

 Die Höhe der in den Sondergebieten zulässigen Campingmobile und Chalets darf 
3,6 m nicht überschreiten. 

2. Äußere Gestaltung 

2.1. Dächer 

 Als Dachform sind alle Dachformen bis zu einer maximalen Neigung von 30 Grad 
zulässig.  

 Dachbegrünungen sind uneingeschränkt zulässig. 
 Die Dächer sind, sofern sie nicht begrünt werden, mit nicht glänzenden, kleinteiligen 

Ziegeln oder Schiefer oder Materialien, die in ihrem Erscheinungsbild Ziegeln oder 
Schiefer gleichkommen, einzudecken. Nicht glänzende Metalleindeckungen sind 
ebenfalls zulässig.  

 Anlagen zur Nutzung der Solarenergie sind im Dachbereich innerhalb als auch au-
ßerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen uneingeschränkt zulässig. 
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2.2. Material und Farbe 

 Für die Außenwände sind ausschließlich Putz und Holz (Verschalung, Vollholz) so-
wie Blech- und Kunststoffpaneele aus dem gedeckten Erdfarbenspektrum zulässig. 

 Für die Außenwände sind ein einheitliches Material sowie eine einheitliche Farbe 
zu verwenden. 

 Grelle, glänzende oder stark reflektierende Materialien im Sinne von § 5 LBauO 
(Verunstaltungsverbot) sind zur Fassadengestaltung unzulässig. 

3. Zufahrten, Stellplätze und unbebaute Grundstücksflächen 

 Die nicht überbauten Grundstücksflächen der bebauten Grundstücke sind, soweit 
sie nicht als Zufahrt, Stellplatz oder für sonstige zulässige Nutzungen benötigt wer-
den, landschaftspflegerisch bzw. gärtnerisch anzulegen und zu unterhalten.  

 Hof- und Terrassenflächen, Zufahrten und Stellplätze sind mit wasserdurchlässi-
gem Belag (z.B. Gittersteine, breitfugiges Pflaster oder in Form von Fahrspuren) zu 
erstellen. Der Spitzenabflussbeiwert darf 0,7 nicht übersteigen. Auch der Unterbau 
ist entsprechend wasserdurchlässig herzustellen. 

4. Einfriedungen 

 Einfriedungen sind in Form von Hecken und Grünpflanzungen bis zu einer Gesamt-
höhe von 2 m zulässig. 

 Einfriedungen in Form von Zäunen sind bis zu einer Höhe von 1,10 m zulässig. 
 Einfriedungen in Form von Mauern oder festen Sockeln sind unzulässig. 

5. Werbeanlagen 

 Lichtwerbungen mit bewegtem, laufendem, blendendem oder im zeitlichen Wechsel 
aufleuchtendem Licht sind nicht zulässig. 

 Leuchtwerbung in Form von Himmelsstrahlern (sog. Skybeamern) bzw. lichtstar-
ken, bündelnden Werbescheinwerfern ist im Geltungsbereich des Bebauungspla-
nes nicht zulässig. 

 Das Anbringen von Werbeanlagen ist ausschließlich am Eingang des Campingplat-
zes sowie im Bereich der Gaststätte zulässig. 

6. Sonstige Festsetzungen 

 Müllbehälter und Abfallsammelplätze sind, soweit sie nicht in Campingmobilen und 
Camping-Chalets integriert werden, mit einem Sichtschutz zu umgeben oder zu um-
pflanzen. 
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C. HINWEISE UND EMPFEHLUNGEN OHNE FESTSETZUNGSCHARAKTER 

1. Grüngestaltung und Grenzabstände 

 Die nach den §§ 44 bis 47 Landesnachbarrechtsgesetz (LNRG) erforderlichen 
Grenzabstände bei Anpflanzungen sind einzuhalten. Insbesondere folgende Grenz-
abstände sind zu beachten (weitere Informationen hierzu sind den §§ 44 und 45 
LNRG zu entnehmen): 

Bäume (ausgenommen Obstbäume): 

- sehr stark wachsende Bäume: 4,0 m 

- stark wachsende Bäume 2,0 m 

- alle übrigen Bäume 1,5 m 

Obstbäume: 

- Walnusssämlinge 4,0 m 

- Kernobst, stark wachsend 2,0 m 

- Kernobst, schwach wachsend 1,5 m 

Sträucher (ausgenommen Beerenobststräucher): 

- stark wachsende Sträucher 1,0 m 

- alle übrigen Sträucher 0,5 m 

Beerenobststräucher: 

- Brombeersträucher 1,0 m 

- alle übrigen Beerenobststräucher 0,5 m 

Hecken: 

- Hecken bis zu 1,0 m Höhe 0,25 m 

- Hecken bis zu 1,5 m Höhe 0,50 m 

- Hecken bis zu 2,0 m Höhe 0,75 m 

- Hecken über 2,0 m Höhe  

einen um das Maß der Mehrhöhe größeren Ab-
stand als 
 0,75 m 

  

  

 

2. Hinweise zum Themenbereich „Boden“ 

2.1. Vermeidung und Entsorgung von Bauabfällen 

 Verwertbare Bauabfälle sind wiederzuverwenden. 
 Anfallender unbelasteter Erdaushub ist einer Wiederverwertung zuzuführen und so-

weit wie möglich auf dem Baugrundstück selbst unterzubringen. Ist dies nicht mög-
lich, ist der Erdaushub auf eine Deponie zu bringen. 

2.2. Schutz des Oberbodens gemäß DIN 18915 

 Vor Beginn von Bauarbeiten ist der Oberboden abzuschieben und fachgerecht bis 
zur Wiederverwendung zu lagern, um seine Funktion als belebte Bodenschicht und 
Substrat zu erhalten. Er darf nicht durch Baumaschinen verdichtet, mit Unterboden 
vermischt oder überlagert werden. Die Vorgaben der DIN 18915 (schonender Um-
gang mit Oberboden) sind zu beachten, siehe auch § 202 BauGB (siehe auch Fach-
beitrag Naturschutz – Schutzmaßnahme S1). 

 Nach Möglichkeit ist der gesamte Oberboden an Ort und Stelle zur Wiederande-
ckung der Flächen zu verwenden. Überschussmassen und anfallender Aushub sind 
abzufahren und sinnvoll zu verwenden. 

2.3. Boden und Baugrund 

 Bei Eingriffen in den Baugrund sind grundsätzlich die einschlägigen Regelwerke 
(u.a. DIN 4020, DIN EN 1997-1 und -2, DIN 1054, DIN 4124) zu berücksichtigen. 
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2.4. Denkmalschutz - Archäologische Denkmalpflege 

 Bei der Vergabe der Erdarbeiten hat der Bauträger bzw. Bauherr die ausführenden 
Firmen vertraglich zu verpflichten, der Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direktion 
Landesarchäologie zu gegebener Zeit rechtzeitig (spätestens eine Woche vorher) 
den Beginn der Arbeiten anzuzeigen, damit diese, sofern notwendig, überwacht 
werden können. 

 Der Bauträger bzw. Bauherr hat die ausführenden Baufirmen eindringlich auf die 
Bestimmungen des Denkmalschutzgesetzes (DSchG) hinzuweisen. Danach ist je-
der zu Tage kommende archäologische Fund unverzüglich zu melden, die Fund-
stelle soweit als möglich unverändert zu lassen und die Gegenstände sorgfältig ge-
gen Verlust zu sichern. 

 Die ersten beiden Spiegelstriche entbinden den Bauträger bzw. Bauherrn jedoch 
nicht von der Meldepflicht und Haftung gegenüber der Generaldirektion Kulturelles 
Erbe. 

 Sollten archäologische Objekte angetroffen werden, so ist der archäologischen 
Denkmalpflege ein angemessener Zeitraum einzuräumen, damit Rettungsgrabun-
gen, in Absprache mit den ausführenden Firmen, planmäßig, den Anforderungen 
der heutigen archäologischen Forschung entsprechend, durchgeführt werden kön-
nen. 

 Die vorgenannten Spiegelstriche sind in die Bauausführungspläne als Auflagen zu 
übernehmen. 

3. Hinweise zum Themenbereich „Wasser“ 

3.1. Grundwasserschutz 

 Planungen im Hinblick auf Umgang und Lagerung wassergefährdender Stoffe müs-
sen zunächst in Einklang der Nutzungszulässigkeit stehen. Weiterhin sind hierbei 
stets die grundsätzlichen gesetzlichen Bestimmungen des WHG und des LWG so-
wie insbesondere die der "Landesverordnung über Anlagen zum Umgang mit was-
sergefährdenden Stoffen und über Fachbetriebe" (Anlagenverordnung –VAwS) zu-
sammen mit den einschlägigen Regelwerken zu beachten. 

3.2. Hinweise zum Schutz vor Starkregenereignissen / Hochwasserschutz 

 Gemäß den Daten des Landesamtes für Umwelt Rheinland-Pfalz befindet sich ins-
besondere der Teil des bestehenden Grabens aufgrund der dort vorherrschenden 
Topographie (Tieflage) in einem Bereich mit einer erhöhten Abflusskonzentration 
nach Starkregenereignissen. Potentiell überflutungsgefährdet sind in diesem Zu-
sammenhang die hieran angrenzenden Bereiche. 
Um im Falle eines extremen Wetterereignisses Überflutungen zu vermeiden, sollten 
daher entsprechende Schutzvorkehrungen (wie z.B. angepasste Bauweise, keine 
bodengleichen Gebäudeöffnungen, Objektschutz (Höhenlage von Lichtschäch-
ten, -höfen und Einstieg von Kellertreppen), Erhalt von Notabflusswegen) durch den 
Bauherrn in Erwägung gezogen werden. Maßnahmen zur Verbesserung des Über-
flutungsschutzes sind darüber hinaus auch in die Freiflächengestaltung integrierbar. 
Durch etwaige Maßnahmen dürfen jedoch keine Verschlechterungen für Ober- oder 
Unterlieger entstehen. 
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4. DIN-Vorschriften / technische Regelwerke und Vorschriften 
 Soweit in den textlichen Festsetzungen auf DIN-Normen, sonstige technische Regel-

werke und Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse) Bezug genommen wird, 
können diese bei der Kreisverwaltung Donnersbergkreis, Uhlandstraße , 67292 
Kirchheimbolanden eingesehen werden. 

 DIN-Vorschriften sind zu beziehen über den Beuth-Verlag (Beuth- Verlag GmbH, 
Burggrafenstraße 66, 10787 Berlin, www.beuth.de). 

5. Hinweise zum Thema Artenschutz – Vermeidung von Verbotstatbeständen ge-
mäß § 44 BNatSchG 

Zur Vermeidung von Verbotstatbeständen gemäß § 44 BNatSchG wird ausdrücklich auf 
die gesetzlichen Vorgaben der §§ 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG sowie 24 Abs. 3 LNatSchG 
verwiesen: 
 Nach § 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG dürfen in der „Schonzeit“ vom 1. März bis 30. 

September eines jeden Jahres keine größeren Eingriffe in Gehölzbestände (Ver-
bot Bäume, Hecken, lebende Zäune, Gebüsche abzuschneiden oder auf den 
Stock zu setzen oder zu beseitigen) erfolgen. Bei Eingriffen in Natur und Land-
schaft auf Grund der Aufstellung eines Bebauungsplanes ist über Vermeidung, 
Ausgleich und Ersatz nach den Vorschriften des BauGB gemäß § 18 Abs.1 
BNatSchG zu entscheiden. Bei zulässigen Bauvorhaben im Geltungsbereich ei-
nes Bebauungsplanes kann bezüglich des Rückschnittsverbotes die Legalaus-
nahme nach § 39 Abs. 5 S. 2 Nr. 4 BNatSchG greifen, sofern nur geringfügiger 
Gehölzbewuchs zur Verwirklichung der Baumaßnahme beseitigt werden muss. 
Die Artenschutzbestimmungen gemäß der §§ 37, 39 und 44 BNatSchG sind je-
doch jederzeit zwingend zu beachten. Heimische Tierarten, wie z.B. Vögel oder 
Fledermäuse, dürfen nicht beeinträchtigt werden, noch dürfen deren Nistplätze / 
Zufluchtsstätten zerstört werden. Hierfür sind vor einem Gehölzeingriff die be-
troffenen Gehölze jederzeit (und somit auch außerhalb der Vegetationsperiode 
in der grundsätzlich zulässigen Zeit für Gehölzrückschnitte) zu begutachten, um 
die Verbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG ausschließen zu können. 

 Vor einer Bau-, Sanierungs- oder Abrissmaßnahme an vorhandenen baulichen 
Anlagen im Sinne der Landesbauordnung bei denen erwartet werden kann, dass 
sie als Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im Sinne des § 44 Abs. 1 Nr. 3 
BNatSchG für besonders oder streng geschützte Arten dienen, ist die Anlage auf 
das Vorkommen dieser besonders oder streng geschützten Arten zu untersu-
chen. Das Ergebnis ist der unteren Naturschutzbehörde rechtzeitig vor Beginn 
der Maßnahme mitzuteilen. Werden Vorkommen festgestellt, ist auch ein Plan 
zum Erhalt oder Ersatz der Lebensstätte oder zur Umsiedlung der Tiere vorzule-
gen (§ 24 Abs.3 LNatSchG). 

 
  

http://www.beuth.de/
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D. AUSFERTIGUNG 

Der Bebauungsplan, bestehend aus Planzeichnung, Begründung und bauplanungs-
rechtlichen Festsetzungen stimmt mit allen seinen Bestandteilen mit dem Willen des 
Stadtrats überein. 
Das für den Bebauungsplan vorgeschriebene gesetzliche Verfahren wurde eingehalten. 
Der Bebauungsplan wird hiermit ausgefertigt. Er tritt am Tag seiner Bekanntmachung in 
Kraft. 
 
Ausgefertigt: 
Eisenberg, den ..................................... 
 
 
..................................... 
(Stadtbürgermeister) 
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